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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2012/07/0183 E 29. Oktober 2015 RS 2 

Stammrechtssatz 

Aufsichtsbehördliche Eingriffe in die Entscheidungsfreiheit einer Agrargemeinschaft sind nur bei 
wesentlichen Rechtsverstößen zulässig und hat eine Jagdverpachtung nicht in jedem Fall an den 
Höchstbieter zu erfolgen, weil neben der Höhe des Pachtzinses auch andere Umstände für die Erreichung 
des Gemeinschaftszweckes wesentlich sein können. Erfolgt jedoch der Zuschlag nicht an den 
Höchstbieter, sondern einen anderen Bieter zu einem wesentlich niedrigeren Pachtzins, so müssen die 
Umstände offen gelegt werden, aus welchen Gründen diesem Gebot dennoch der Vorzug zu geben ist. 
Keinesfalls reicht es hiebei aus, sich auf die "Autonomie" der Agrargemeinschaft zu berufen (vgl. E 26. 
Februar 2004, 2001/07/0180). 
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